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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

zu einer Strukturreform des EU-Bankensektors
(2013/2021(INI))

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf Artikel 120 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts der Hochrangigen Expertengruppe für Strukturreformen im EU-
Bankensektor (HLEG) vom 2. Oktober 20121,

– in Kenntnis der Schlussfolgerungen der G20-Treffen in London im Jahr 2009, in Cannes 
im Jahr 2011 und in Moskau im Jahr 2013,

– unter Hinweis auf die Richtlinie 2009/111/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. September 2009 zur Änderung der Richtlinien 2006/48/EG, 2006/49/EG und 
2007/64/EG hinsichtlich Zentralorganisationen zugeordneter Banken, bestimmter 
Eigenmittelbestandteile, Großkredite, Aufsichtsregelungen und Krisenmanagement sowie 
in Kenntnis des Vorschlags für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 20. Juli 2011 über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die 
Beaufsichtigung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen (COM(2011)0453) und des 
Vorschlags für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über 
Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen (COM(2011)0452),

– in Kenntnis der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 13. und 14. Dezember 
2012,

– in Kenntnis der Empfehlungen des Rates für Finanzstabilität (FSB) vom Oktober 2011 
über „Key Attributes of Effective Resolution Regimes for Financial Institutions“ 
(Schlüsselmerkmale wirksamer Regelungen für die Abwicklung von Finanzinstituten) und 
vom November 2010 über „Intensity and Effectiveness of SIFI Supervision“ (Umfang und 
Wirksamkeit der Überwachung systemrelevanter Finanzinstitute),

– in Kenntnis des Diskussionspapiers des Baseler Ausschusses für Bankenaufsicht vom 
November 2011 mit dem Titel „Global systemically important Banks: assessment 
methodology and the additional loss absorbency requirement“ (Systemrelevante Banken 
weltweit: Bewertungsmethode und die zusätzliche 
Verlustabsorptionsfähigkeitsanforderung),

– in Kenntnis der Initiativen der Mitgliedstaaten und internationaler Initiativen für 
Strukturreformen des Bankensektors, einschließlich des französischen „Loi de séparation 
et de régulation des activités bancaires“ (Gesetz zur Trennung und Regulierung von 
Bankgeschäften), des deutschen Trennbankengesetzes, des Berichts der Unabhängigen 
Bankenkommission des Vereinigten Königreichs und der Vickers-Reformen in 
Großbritannien sowie der Volcker-Regeln in den Vereinigten Staaten,

                                               
1 http://ec.europa.eu/internal_market/bank/docs/high-level_expert_group/report_de.pdf
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– in Kenntnis des Berichts der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) mit dem Titel „Implicit Guarantees for Bank Debt: Where Do We 
Stand?“ (Implizite Garantien für Bankschulden: Stand der Dinge)1,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 20. November 2012 zu Schattenbanken2, 

– gestützt auf Artikel 48 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Wirtschaft und Währung (A7-0000/2013),

A. in der Erwägung, dass sich Schätzungen der Kommission zufolge die Kosten der 
Finanzkrise für die EU-Regierungen auf etwa 1,6 Billionen Euro (13 % des EU-BIP) an 
Staatshilfen durch Ausfälle im Finanzsektor belaufen3;

B. in der Erwägung, dass sich die EU-Wirtschaft auch fünf Jahre nach der weltweiten 
Wirtschafts- und Finanzkrise 2008 noch immer in einer Rezession befindet und die 
Mitgliedstaaten den Banken Hilfen und implizite Garantien gewähren;

C. in der Erwägung, dass übermäßige Risikobereitschaft, übermäßiger Fremdmitteleinsatz, 
unzureichende Kapital- und Liquiditätsanforderungen und eine übermäßige Komplexität 
des gesamten Bankensystems der Ursprung der Finanzkrise waren;

D. in der Erwägung, dass die gegenwärtige Schwäche in der Struktur der EU-Banken infolge 
der Krise die Notwendigkeit einer Reform deutlich macht, um den umfangreicheren 
Bedürfnissen der Wirtschaft gerecht zu werden;

E. in der Erwägung, dass die achte Ausgabe (Dezember 2012) des Verbraucherbarometers
der Kommission eindeutig zeigt, dass sich das Vertrauen der Verbraucher in den EU-
Bankensektor auf einem historischen Tiefstand befindet und dass die Industrie die 
Verbraucherschutzgesetze nicht ausreichend einhält4;

F. in der Erwägung, dass Studien der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich (BIZ) 
zufolge der Finanzsektor eines Landes negative Auswirkungen auf das 
Wirtschaftswachstum ausübt, wenn die Vermögenswerte der Banken das BIP 
überschreiten, da die personellen und finanziellen Ressourcen anderen Bereichen der 
Wirtschaftsaktivität entzogen werden5;

G. in der Erwägung, dass die Finanzkrise das Problem der Ansteckung zwischen dem 
Privatkunden- und dem Investmentgeschäft von Banken gezeigt hat;

H. in der Erwägung, dass der Vorschlag der Kommission für einen starken, stabilen und 
belastbaren Bankensektor für den Binnenmarkt sorgen und gleichzeitig der Diversität der 

                                               
1 http://www.oecd.org/finance/financial-markets/Implicit-Guarantees-for-bank-debt.pdf
2 Angenommene Texte, P7_TA(2012)0427
3 Einige Mitgliedstaaten, wie beispielsweise das Vereinigte Königreich, wendeten aufgrund der Größe ihres 
Finanzsektors bis zu zwei Drittel ihres BIP auf.
4 http://ec.europa.eu/consumers/consumer_research/editions/docs/8th_edition_scoreboard_en.pdf
5 „Reassessing the impact of finance on growth“ (Neubewertung der Auswirkungen des Finanzsektors auf das 
Wachstum) von Stephen G. Cecchetti und Enisse Kharroubi, Wirtschafts- und Währungsabteilung der Bank für 
Internationalen Zahlungsausgleich, Juli 2012: www.bis.org/publ/work381.pdf
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Bankensektoren in den Mitgliedstaaten Rechnung tragen sollte;

I. in der Erwägung, dass wirksame Sanierungs- und Abwicklungspläne angesichts der 
Tatsache erforderlich sind, dass eine Bankentrennung nach einem Zusammenbruch weder 
umsetzbar noch anstrebenswert ist, um den Behörden glaubwürdige Werkzeuge an die 
Hand zu geben, einschließlich Brückenbanken, damit sie ausreichend früh und schnell bei 
einer schwächelnden oder zusammenbrechenden Bank eingreifen können, um deren 
wesentliche Finanz- und Wirtschaftsfunktionen aufrecht zu erhalten und gleichzeitig die 
Auswirkungen auf die Finanzstabilität zu minimieren und sicherzustellen, dass die 
Anteilseigner und Gläubiger, die das Risiko bei der Investition in die betreffende Bank 
eingegangen sind, einen angemessenen Teil der Verluste tragen und nicht die Steuerzahler 
oder die Sparer;

J. in der Erwägung, dass der EU-Bankensektor weiterhin sehr konzentriert ist: 
14 europäische Bankengruppen sind global systemrelevante Finanzinstitute (SIFI) und 
15 europäische Banken besitzen 43 % des Markts (hinsichtlich der Vermögenswerte) und 
repräsentieren 150 % des EU-27-BIP, wobei der Anteil in einzelnen Mitgliedstaaten sogar 
noch größer ist; in der Erwägung, dass sich die Bankengröße im Verhältnis zum BIP seit 
2000 verdreifacht hat;

1. begrüßt die Analyse und Empfehlungen der HLEG über eine Bankenreform und erachtet 
sie als solide Grundlage für die Einleitung von Reformen;

2. ist der Ansicht, dass die gegenwärtigen Vorschläge zu Reformen der Regeln des EU-
Bankensektors (einschließlich der Richtlinie und der Verordnung über 
Eigenkapitalanforderungen, der Sanierungs- und Abwicklungsrichtlinie, des einheitlichen 
Aufsichtsmechanismus, der Richtlinie über Einlagensicherungssysteme und der 
Schattenbankeninitiativen) zwar sehr wichtig sind, jedoch eine tief greifendere Reform der 
Bankenstruktur erforderlich ist, die die anderen Vorschläge ergänzt;

3. fordert die Kommission nachdrücklich auf, in ihrer Folgenabschätzung eine sorgfältige 
Bewertung der Kosten eines Ausfalls einer in der EU ansässigen Bank in der derzeitigen 
Krise sowohl für die öffentlichen Finanzen als auch für die Finanzstabilität sowie 
Informationen zur Natur des derzeitigen allgemeinen Bankenmodells in der EU 
einzuschließen, einschließlich der Größe und Bilanzen des Privatkunden- und 
Investmentgeschäfts aller in der EU tätigen allgemeinen Banken, aufgeführt nach 
jeweiliger Bank und jeweiligem Land;

4. erinnert die Kommission an die Warnung der Europäischen Bankaufsichtsbehörde und der 
Europäischen Zentralbank (EZB), dass die Finanzinnovationen die Ziele von 
Strukturreformen untergraben können, und fordert, dass Strukturreformen regelmäßig 
überprüft werden1;

5. fordert die Kommission auf, sicherzustellen, dass die in Absatz 7 aufgeführten zentralen 

                                               
1 http://www.eba.europa.eu/cebs/media/Publications/Other%20Publications/Opinions/EBA-BS-2012-219--
opinion-on-HLG-Liikanen-report---2-.pdf und 
http://www.ecb.int/pub/pdf/other/120128_eurosystem_contributionen.pdf
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Reformgrundsätze auch für den Schattenbankensektor und nicht regulierte Bereiche des 
Finanzdienstleistungssektors gelten;

A. Grundsätze der Strukturreform

6. ist der Ansicht, dass die zentralen Grundsätze der Bankenreform ein sicheres, stabiles und 
effizientes Bankensystem zum Ziel haben müssen, das den Bedürfnissen der 
Realwirtschaft, Kunden und Verbraucher gerecht wird; ist der Ansicht, dass im Rahmen 
einer Strukturreform das Wirtschaftswachstum durch die Förderung von Krediten für die 
Wirtschaft, insbesondere für KMU und neu gegründete Unternehmen, stimuliert werden 
muss, für eine größere Belastbarkeit bei möglichen Finanzkrisen gesorgt werden muss, 
das Vertrauen in Banken wiederhergestellt werden muss und die Risiken für die 
öffentlichen Finanzen beseitigt werden müssen;

7. ist der Auffassung, dass ein effektives Bankensystem zu einem Wandel der Bankenkultur 
führen muss, damit die Komplexität verringert, der Wettbewerb gestärkt, die 
wechselseitige Verbindung zwischen risikoreichen und kommerziellen Aktivitäten 
begrenzt, die Corporate Governance verbessert, ein verantwortungsvolles 
Vergütungssystem geschaffen wird, eine wirksame Sanierung und Abwicklung ermöglicht 
werden, das Kapital der Banken gestärkt wird und der Realwirtschaft Kredite gewährt 
werden;

B. Schlüsselelemente einer Strukturreform

8. fordert die Kommission auf, einen Vorschlag für eine verpflichtende Trennung des 
Privatkunden- und Investmentgeschäfts der Banken vorzulegen; 

9. fordert die Kommission auf, bei diesem Vorschlag für eine verpflichtende Trennung die 
Einrichtung einer detaillierten, transparenten und glaubwürdigen Isolierung der für die 
Realwirtschaft lebenswichtigen Bankenaktivitäten, wie die in Verbindung mit 
Kreditfunktionen, Zahlungssystemen und Einlagen, vorzusehen;
ist der Ansicht, dass die Isolierung sicherstellen muss, dass die Privatkundenabteilung ihre 
Geschäfte bei einem Bankenausfall ohne betriebliche Probleme, finanzielle Verluste, 
Mittelknappheit oder Rufschäden aufgrund der Abwicklung oder Insolvenz der 
Investmentabteilung fortführen kann;

10. fordert die Kommission auf, sicherzustellen, dass die Tradingaktivitäten weder von 
impliziten Garantien noch von der Nutzung versicherter Einlagen oder der Rettung durch 
die Steuerzahler profitieren und dass diese Aktivitäten kein Risiko für die isolierten 
Privatkundendienstleistungen darstellen;

11. fordert die Kommission auf, dafür zu sorgen, dass die Risiken und Kosten in Verbindung 
mit Tradingaktivitäten in den Fällen, in denen die Banken diese betreiben, von dem 
Tradingbereich und nicht von dem isolierten Privatkundenbereich getragen werden; 

12. fordert die Kommission auf, sicherzustellen, dass die Trennung Folgendes nach sich zieht:
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(a) getrennte juristische Personen mit getrennten Finanzierungsquellen für den 
Privatkunden- und den Investmentbereich der Banken;

(b) Begrenzungen des Umfangs, in dem zwei Bereiche bezüglich der Finanzierung 
und/oder Ressourcen voneinander abhängig sind; es sollte insbesondere keine 
rechtliche Grundlage für die Übertragung von Kapital und Liquidität von isolierten 
Bereichen auf andere Bereiche der Gruppe geben;

(c) die Anwendung von angemessenen, detaillierten und getrennten Regelungen für 
Kapital, Fremdmitteleinsatz und Liquidität auf jeden Bereich, einschließlich getrennter 
Bilanzen;

(d) Begrenzung des Netto- und Bruttorisikos für Transaktionen innerhalb der Gruppe 
zwischen isolierten und nicht isolierten Aktivitäten, die mindestens so streng ist wie 
die bei Risiken für dritte Parteien, einschließlich strenger Begrenzungen des Risikos 
von risikoreicheren Aktivitäten des Investmentbereichs für isolierte Aktivitäten;

13. fordert die Kommission auf, den Vorschlag der EZB zur Schaffung von klaren und 
durchsetzbaren Trennungskriterien zu berücksichtigen1;

14. betont die Notwendigkeit, dass die systemischen Risiken des Privatkunden- und des 
Investmentbereichs sowie der Gruppe insgesamt bewertet und dabei die Anwendung 
geeigneter Kapitalpuffer und Liquiditätsanforderungen für jeden Bereich berücksichtigt 
werden;

15. fordert die Kommission auf, sicherzustellen, dass der Privatkundenbereich für den Fall 
eines Bankenausfalls über ausreichend Kapital und liquide Vermögenswerte verfügt, 
damit der Zugang der Einleger auf die Mittel erhalten bleibt, die wesentlichen 
Dienstleistungen des isolierten Bereichs vor einem ungeordneten Zusammenbruch 
geschützt werden und der rechtzeitigen Ausbezahlung von Einlegern Priorität eingeräumt 
wird;

16. fordert die Kommission auf, sicherzustellen, dass eine angemessene Differenzierung 
hinsichtlich Kapital, Fremdmitteleinsatz und Liquiditätsanforderungen zwischen dem 
Investment- und dem Privatkundenbereich existiert, wobei für den Investmentbereich 
höhere Kapitalanforderungen zu gelten haben;

C. Corporate Governance

17. fordert die Kommission auf, die in dem HLEG-Bericht im Bereich Corporate Governance 
von getrennten Banken aufgeführten Vorschläge umzusetzen, wozu unter anderem: a) 
Governance- und Kontrollmechanismen, b) Risikomanagement, c) Anreizsysteme, d) 
Offenlegung von Risiken und e) Sanktionen gehören;

18. fordert die Kommission auf, die in der Entschließung des Parlaments vom 11. Mai 2011 
zu Corporate Governance in Finanzinstituten enthaltenen Vorschläge und Empfehlungen 

                                               
1 http://www.ecb.int/pub/pdf/other/120128_eurosystem_contributionen.pdf, S. 2.
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umzusetzen1;

19. fordert die Kommission auf, sicherzustellen, dass die Entscheidungsprozesse und die 
Leitung der Bereiche durch die Trennung unabhängig werden und es unterschiedliche 
Vorstandsmitglieder mit und ohne Führungsposition gibt, wobei sich keiner der beiden 
Bereiche im Besitz des anderen befindet oder diesem Bericht erstattet;

20. fordert die Kommission auf, Bestimmungen vorzusehen, mit denen die Pflicht eingeführt 
wird, dass sämtliche Vorstandsmitglieder des Privatkundenbereichs sowohl mit als auch 
ohne Führungsposition und alle Managementebenen und Risikoträger aus dem 
Privatkundenbereich kommen und lediglich für diesen und nicht für den 
Investmentbereich die Verantwortung tragen;

21. fordert die Kommission auf, Bestimmungen vorzusehen, mit denen die persönliche 
Haftung und Verantwortung für Vorstandsmitglieder beider Bereiche und auf 
Gruppenebene eingeführt werden;

22. fordert die Kommission auf, die Reform der Vergütungs- und Gehälterkultur der Banken 
weiterzuverfolgen, indem langfristigen Anreizen für variable Vergütungen mit längeren 
Aufschubzeiten bis zur Rente Priorität eingeräumt wird;

23. fordert die Kommission auf, sicherzustellen, dass bei den Vergütungssystemen vorrangig 
Instrumente wie „Bail-in-Anleihen“ und Anteile und weniger Bargeld zum Einsatz 
kommen;

24. fordert die Kommission auf, dafür zu sorgen, dass das Vergütungs- und Gehaltssystem auf 
allen Ebenen der Bank die Gesamtleistung widerspiegelt und sich auf die Qualität des 
Kundenservices und langfristige Stabilität und weniger auf kurzfristige Gewinne 
konzentriert;

25. fordert die Kommission auf, ein wirksames, abschreckendes und verhältnismäßiges 
Sanktionssystem für juristische und natürliche Personen sowie die Veröffentlichung der 
Sanktionsmaße und von Informationen über diejenigen, die die Vorschriften nicht 
eingehalten haben, vorzusehen;

26. fordert die Kommission auf, die nationalen Aufsichtsbehörden zu ermächtigen, eine 
vollständige und rechtliche Trennung der Banken durchzuführen;

27. ersucht die Kommission, vorzuschlagen, dass den nationalen Aufsichtsbehörden geeignete 
Ressourcen und Ermächtigungen übertragen werden;

D. Stärkung des Wettbewerbs

28. betont, dass für einen gut funktionierenden und effizienten Bankensektor, der durch die 
Reduzierung der Kosten für Bankdienstleistungen die Realwirtschaft finanziert, ein 
effektiver Wettbewerb erforderlich ist;

29. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten zur Zusammenarbeit auf, um eine breitere 
                                               
1 ABL. C 377 E vom 7.12.2012, S. 7.
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Diversifizierung des EU-Bankensektors zu fördern, indem ein verbraucherorientiertes 
Bankwesen gefördert und ermöglicht wird, beispielsweise durch Genossenschaftsbanken, 
Bausparkassen, Peer-to-Peer-Kredite und Sparkassen;

30. fordert die Mitgliedstaaten auf, sicherzustellen, dass ihre nationalen Aufsichtsbehörden 
das klare Ziel verfolgen, einen effektiven Wettbewerb in ihrem Bankensektor zu fördern;

31. fordert die Kommission auf, Maßnahmen zur Erleichterung des Bankenwechsels für 
Verbraucher auf den Weg zu bringen und zur Verbesserung der Verbraucherwahl im 
Bankensektor beizutragen, indem Zugangs- und Austrittsbarrieren abgebaut und 
angemessene Vorschriften für neue Marktakteure angewendet werden;

32. fordert die Kommission auf, die notwendigen und in diesem Bericht dargelegten 
Strukturreformen auf den Weg zu bringen und gleichzeitig die Integrität des Binnenmarkts 
aufrecht zu erhalten, die Vielfalt der einzelstaatlichen Bankensysteme zu respektieren und 
die Möglichkeit der Mitgliedstaaten sicherzustellen, diese gegebenenfalls zu stärken;

°

° °

33. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat und der Kommission zu 
übermitteln.
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BEGRÜNDUNG

Im Februar 2012 gründete die Kommission eine Hochrangige Expertengruppe (HLEG) und 
erteilte ihr den Auftrag, zu untersuchen, ob zusätzliche Strukturreformen des EU-
Bankensektors die Wahrscheinlichkeit und Auswirkungen eines Bankenausfalls verringern 
und die Fortführung wichtiger Wirtschaftsfunktionen bei einem Ausfall sicherstellen würden, 
um die Privatkunden besser zu schützen.

In ihrem Bericht kam die HLEG zu dem Schluss, dass übermäßige Risikobereitschaft, 
Fremdmitteleinsatz, unzureichende Kapital- und Liquiditätsanforderungen und eine 
übermäßige Komplexität des gesamten Bankensystems der Ursprung der Finanzkrise waren. 
Die Gruppe kam zu dem Schluss, dass diese Schwächen zwar mit regulatorischen Reformen 
angegangen werden können, jedoch weitere Strukturreformen erforderlich sind, insbesondere 
die rechtliche Trennung bestimmter risikoreicher Finanzaktivitäten von im Einlagengeschäft 
tätigen Banken innerhalb einer Bankengruppe. Das Ziel der Trennung ist, die gesellschaftlich 
wichtigsten Teile sicherer zu gestalten sowie ihre Verbindung mit hochriskanten 
Tradingaktivitäten zu verringern und die Rettungen durch die Steuerzahler zu begrenzen. 

Die HLEG argumentiert, dass eine Trennung der wirksamste Weg ist, um die 
Bankenstrukturen einfacher und transparenter zu gestalten und die Sanierung, Abwicklung 
und Aufsicht zu vereinfachen.

Während die Banken für eine größere Belastbarkeit bei möglichen Finanzkrisen zu sorgen 
und die Risiken und Kosten der Bankaktivitäten für die öffentlichen Finanzen zu beseitigen 
haben, muss eine Reform der EU-Bankenstruktur zu einem sicheren, stabilen und effizienten 
Bankensystem führen, das den Bedürfnissen der Realwirtschaft, Kunden und Verbraucher 
gerecht wird und Kredite für die Wirtschaft, insbesondere für KMU und neu gegründete 
Unternehmen, fördert.

In diesem Initiativbericht werden verschiedene zentrale Grundsätze dargelegt, die wesentlich 
sind, um einen Wandel in der Bankenkultur einzuläuten: die Verringerung der Komplexität, 
die Stärkung des Wettbewerbs, die Begrenzung der wechselseitigen Verbindung zwischen 
risikoreichen und kommerziellen Aktivitäten, die Verbesserung der Corporate Governance, 
die Schaffung eines verantwortungsvollen Vergütungssystems, die Ermöglichung einer 
wirksamen Sanierung und Abwicklung der Banken, die Stärkung des Kapitals der Banken und 
die Gewährung von Krediten für die Realwirtschaft.

In Anbetracht der Tatsache, dass sich laut der achten Ausgabe des Verbraucherbarometers der 
Kommission vom Dezember 2012 das Vertrauen der Verbraucher in den EU-Bankensektor 
auf einem historischen Tiefstand befindet, stellt der HLEG-Bericht eine solide und 
willkommene Grundlage für eine Strukturreform dar.


